
   

 

 
 

 

Beispiele von Noterlass-Kompetenzen in Bund und Kantonen 

Bundesverfassung 

Art. 185  Äussere und innere Sicherheit  

1 Der Bundesrat trifft Massnahmen zur Wahrung der äusseren Sicherheit, der Unabhängigkeit und 
der Neutralität der Schweiz.  

2 Er trifft Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit.  

3 Er kann, unmittelbar gestützt auf diesen Artikel, Verordnungen und Verfügungen erlassen, um 
eingetretenen oder unmittelbar drohenden schweren Störungen der öffentlichen Ordnung oder 
der inneren oder äusseren Sicherheit zu begegnen. Solche Verordnungen sind zu befristen.  

4 In dringlichen Fällen kann er Truppen aufbieten. Bietet er mehr als 4000 Angehörige der Armee 
für den Aktivdienst auf oder dauert dieser Einsatz voraussichtlich länger als drei Wochen, so ist 
unverzüglich die Bundesversammlung einzuberufen. 

Kantonsverfassung Schwyz 

§ 62  Notrecht 

1 Der Regierungsrat kann ohne gesetzliche Grundlage Verordnungen erlassen oder Massnahmen 
ergreifen, um eingetretenen oder unmittelbar drohenden schwerwiegenden Störungen der öf-
fentlichen Ordnung und Sicherheit sowie sozialen Notständen zu begegnen.  

2 Notverordnungen müssen unverzüglich dem Kantonsrat zur Genehmigung unterbreitet werden. 
Sie fallen nach Ablauf eines Jahres dahin, wenn sie nicht ins ordentliche Recht überführt werden. 

Kantonsverfassung Obwalden  

Art. 75 

Der Regierungsrat ist zuständig für den Erlass von:  

1. Ausführungsbestimmungen zu bundesrechtlichen Vorschriften, sofern sie sich darauf be-
schränken, das Verfahren und die Zuständigkeit zu regeln;  

2. Ausführungsbestimmungen zu kantonalen Gesetzen, welche die Delegation an den Regie-
rungsrat vorsehen, und zu kantonsrätlichen Verordnungen; 

3. zeitlich befristeten Noterlassen. Diese sind sobald als möglich dem Kantonsrat zu unterbreiten, 
der über ihre weitere Geltung und Befristung entscheidet. 
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Kantonsverfassung Nidwalden 

Art. 64 

Der Regierungsrat erlässt:  

1. Vollzugsverordnungen, soweit ihn das Gesetz dazu ermächtigt;  
2. Einführungsverordnungen zu bundesrechtlichen Erlassen, sofern sie allein Verfahren und Zu-

ständigkeiten regeln.  
 

2 Er erlässt zeitlich befristete Noterlasse; diese sind so bald als möglich dem Landrat zu unterbrei-
ten, der über ihre weitere Geltung und Befristung entscheidet. 

Kantonsverfassung Zürich  

Art. 72 Notstand 

1 Ist die öffentliche Sicherheit schwerwiegend gestört oder unmittelbar bedroht, so kann der Re-
gierungsrat auch ohne gesetzliche Grundlage Massnahmen ergreifen und insbesondere Notver-
ordnungen erlassen. 

2 Notverordnungen unterbreitet er unverzüglich dem Kantonsrat zur Genehmigung. Sie fallen spä-
testens ein Jahr nach ihrem Inkrafttreten dahin. 

Kantonsverfassung Bern 

Art. 88 Rechtsetzung 

1 Der Regierungsrat leitet in der Regel das Vorverfahren der Rechtsetzung.  

2 Er erlässt im Rahmen der Verfassung und der Gesetzgebung Verordnungen.  

3 Er kann in Fällen zeitlicher Dringlichkeit Bestimmungen, die zur Einführung übergeordneten 
Rechts nötig sind, in einer Verordnung regeln. Dringliche Einführungsbestimmungen sind ohne 
Verzug durch ordentliches Recht abzulösen.  

4 Er kann unter Vorbehalt des Genehmigungsrechts des Grossen Rates interkantonale und interna-
tionale Verträge abschliessen. In die alleinige Zuständigkeit des Regierungsrates fallen kurzfristig 
kündbare interkantonale Verträge, die entweder im Bereich seiner Verordnungs-kompetenzen 
liegen oder von untergeordneter Bedeutung sind.  

Kantonsverfassung Luzern 

§ 56  Rechtsetzung 

1 Der Regierungsrat erlässt Vollzugsverordnungen und, soweit ihn das Gesetz dazu ermächtigt, 
weitere Verordnungen. 

2 Er kann in Fällen zeitlicher Dringlichkeit Verordnungen zur Einführung übergeordneten Rechts 
erlassen. Diese Verordnungen sind innert zweier Jahre in das ordentliche Recht zu überführen. 
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3 Um ausserordentlichen Lagen, wie unmittelbar drohenden erheblichen Störungen der öffentli-
chen Sicherheit oder sozialen Notständen, zu begegnen, kann der Regierungsrat die notwendigen 
Verordnungen erlassen. Diese Verordnungen fallen spätestens zwei Jahre nach ihrem Inkrafttre-
ten dahin. 

Kantonsverfassung Basel-Stadt 

§ 105 

1 Der Regierungsrat wirkt bei der Vorbereitung der Gesetzgebung und Beschlussfassung des Gros-
sen Rates mit.  

2 Der Regierungsrat erlässt rechtsetzende Bestimmungen in der Form der Verordnung, soweit er 
durch Verfassung oder Gesetz dazu ermächtigt ist.  

3 Das Gesetz kann vorsehen, dass der Regierungsrat weitere Bestimmungen erlässt, soweit sich 
das Gesetzgebungsverfahren dafür nicht eignet. Das Gesetz hat die Delegation auf einen be-
stimmten Bereich zu beschränken und ihren Rahmen festzulegen.  

4 Zur Einführung übergeordneten Rechts kann der Regierungsrat in Fällen zeitlicher Dringlichkeit 
und sofern der Grosse Rat nicht selbst im ordentlichen oder dringlichen Gesetzgebungsverfahren 
beschliessen kann, Bestimmungen als Verordnung erlassen. Diese sind ohne Verzug durch ordent-
liches Recht abzulösen. 

Kantonsverfassung Glarus 

Art. 99 Rechtsetzung  

Der Regierungsrat ist zuständig für:  

a. den Entwurf von Erlassen und Beschlüssen zuhanden des Landrates und der Landsgemeinde 
und die Durchführung von Vernehmlassungen hiezu; 
  

b. den Erlass von Vollzugs- und Verwaltungsverordnungen sowie von Verordnungen aufgrund 
von Ermächtigungen der Landsgemeinde oder des Landrates;  
 

c. den Abschluss, die Änderung oder die Kündigung interkantonaler Vereinbarungen und anderer 
Verträge, soweit nicht der Landrat oder die Landsgemeinde zuständig ist;  
 

d. Verordnungen und Verfügungen in Notlagen und andern Fällen zeitlicher Dringlichkeiten, ins-
besondere zur raschen Einführung von Bundesrecht; diese Erlasse sind sobald als möglich dem 
Landrat oder der nächsten Landsgemeinde vorzulegen.  

Kantonsverfassung Zug 

§ 84 

1 Zum Schutze der Bevölkerung und zur Abwehr unmittelbarer Gefahr sind auf dem Wege der Ge-
setzgebung notrechtliche Massnahmen vorzusehen für den Fall von Katastrophen, kriegerischen 
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Ereignissen oder anderen Notlagen, die wegen ausserordentlicher sachlicher und zeitlicher Dring-
lichkeit im vorgeschriebenen Verfahren und mit den ordentlichen Mitteln nicht bewältigt werden 
können. 

2 In diesem Gesetz können dem Kantonsrat und dem Regierungsrat vorübergehend Befugnisse 
eingeräumt werden, die von der Verfassung abweichen. Die in Ausübung dieser Befugnisse ge-
troffenen Anordnungen und Massnahmen sind, sofern sie nicht im ordentlichen Verfahren verlän-
gert werden, aufzuheben, sobald die Voraussetzungen gemäss Absatz 1 nicht mehr gegeben sind. 

Kantonsverfassung Schaffhausen 
 
Art.  68 Ausserordentliche Lage   
 

1 Der Regierungsrat kann ohne gesetzliche Grundlage Massnahmen ergreifen, um eingetretenen 
oder unmittelbar drohenden schwerwiegenden Störungen der öffentlichen Ordnung und Sicher-
heit sowie sozialen Notständen zu begegnen.  
 

2 Notverordnungen hat er sofort dem Kantonsrat zur Genehmigung vorzulegen; sie fallen spätes-
tens ein Jahr nach ihrem In-Kraft-Treten dahin. 
 
Kantonsverfassung Appenzell Ausserrhoden 
 
Art. 90 Ausserordentliche Lagen 
  
1 Der Regierungsrat ergreift auch ohne ausdrückliche gesetzliche Grundlage Massnahmen, um ein-
getretenen oder unmittelbar drohenden Störungen der öffentlichen Ordnung und Sicherheit so-
wie sozialen Notständen zu begegnen.  
 
2 Notverordnungen hat er sofort dem Kantonsrat zur Genehmigung vorzulegen; sie fallen spätes-
tens ein Jahr nach ihrem Inkrafttreten dahin. 
 
Kantonsverfassung Kanton Basel-Landschaft 

§ 74  Rechtsetzung                   

1 Der Regierungsrat legt dem Landrat Entwürfe zu Verfassungsänderungen, Gesetzen und Dekre-
ten vor.  

2 Er erlässt Verordnungen auf der Grundlage und im Rahmen der Gesetze und Staatsverträge, so-
weit nicht durch Gesetz ausnahmsweise der Landrat zum Erlass ausführender Bestimmungen er-
mächtigt ist.  

3 Er kann überdies Verordnungen erlassen, um eingetretenen oder unmittelbar drohenden Stö-
rungen der öffentlichen Ordnung und Sicherheit sowie sozialen Notständen zu begegnen. Solche 
Verordnungen sind sofort durch den Landrat genehmigen zu lassen. Sie fallen spätestens ein Jahr 
nach Inkrafttreten dahin. 


